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) Hdns G. Nutzinger

KONJU~KTURLAGE UND KONJUNKTURDISKUSSION IN DER BUNDESREPUBLIK IM HERBST 1975

Herr Prasident, ich werde mich bemühen, auch in der eben so beispielhaft vorgeführ­
ttn Kürze den deutschen Teil unseres Vormittags einzuleiten. Nach dem, was ich von
tit:rrn Bachy gehört habe, sind die Unterschiede in der Konjunkturlage und in der
Kunjunkturdiskussion vielleicht nicht so gravierend wie wir uns noch vor einem Jahr
vorgestellt hatten; aber ich glaube - und das sollte Gegenstand unserer Diskussion
sein -.' daß diese Unterschiede gleichwohl bestehen und daß sie wichtige Rück­
schlüsse über die soziale Struktur der deutschen im Verhältnis zur französischen
Vül~swirtschaft zulassen.

W~nn wir die heutige Situation analytisch in den Griff bekommen wollen, ist es viel­
leicht gut, ein knappes Jahr zurückzugehen und kurz die Diskussion in die Erinnerung
zurückzurufen, die wir im Herbst und Winter letzten Jahres hatten. Wie Sie wissen,
wdr bereits das letzte Jahr gekennzeichnet durch einen Rückgang der Investitionen
und seit dem Herbst letzten Jahres durch einen alarmierenden AnstieQ der Arbeitslo­
Sl~elt. Aber interessant genug lag die Arbeitslosenzahl im Dezember letzten Jahres
mit 800 000 noch deutlich unter dem, was wir selbst im Sommer dieses Jahres zu ver­
zeichnen hatten, nämlich über eine Million.

Nun kann man nicht sagen, daß die deutsche Bundesregierung und die deutsche Bundes­
bank, die beiden wichtigsten Träger der Wirtschaftspolitik, untätig geblieben seien.
es wurde am 12. Dezember 1974 ein Konjunkturprogramm verabschiedet, das sogenannte
"prograrrm zur Förderung von Beschäfti gung und Wachstum bei Stabil ität", dessen Kern­
pun~t die Gewährung von Investitionsprämien in Höhe von 7,5% der Investitionsaufwen­
cungen im Zeitraum bis zum 30. Juni 1975 gewesen ist. Ich glaube, die hier anwesen­
den Vertreter des Wirtschaftsminis~eriums sind mir nicht sehr böse, wenn ich sage,
daß das Programm, trotz guter Absichten, im großen Ganzen ein Schlag ins Wasser ge­
w~sen ist. Man kann sich zwar immer noch damit trösten, daß es hätte schlimmer
kommen können, aber jedenfalls ist es nicht so gut gekonmen wie wir uns alle erhofft
hJb~n. Wir haben an Stelle einer Verminderung der Arbeitslosenzahl auf 500 000 die
~ereits erwähnten über 1 Million Arbeitslose. An die Stelle eines erhofften Sozial-
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produktwachstums von knapp 1% - und das Bundeswirtschaftsministerium sprach noch
im Januar dieses Jahres sogar von 2% - mUssen wir jetzt mit einer realen Abnahme von
etwa 2,5 bis 3% rechnen.

Die einzige Größe, die so etwa den Erwartungen entspricht, aber aus anderen als den
damals unterstellten GrUnden, ist die Entwicklung des Preisniveaus. Der Preisanstieg
hat sich von 7,5% auf etwa 6% beruhigt.

Eine Zahl, die besonders den konjunkturellen Einbruch kennzeichnet, den wir in die­
sem Jahr erleben mußten, sollte vielleicht angeführt werden: die Kapazitätsauslas­
tung ist im Sommer dieses Jahres auf 74% zurückgegangen; das ist, muß man schon sa­
gen, seit Jahrzehnten der niedrigste Auslastungsstand. und er liegt deutlich unter
den Zahlen während unserer ersten Krise von 1966 und 1967.

Schließlich: die Zahl von 1 Million Arbeitslosen unterschätzt noch das Problem.
denn wir haben im gleichen Moment auch 650 000 Kurzarbeiter, und sie machen uns be­
sonders große Sorgen, weil die saisonalen Einflüsse dieses Winters dazu fUhren
könnten, daß ein Teil dieser Kurzarbeiter entlassen wird. Zwar hat das Konjunktur­
programm vom letzten Dezember - das muß man dem Wirtschaftsministerium zum Lob an­
rechnen - eine sehr weise Maßnahme enthalten, nämlich die Verlängerung des Bezug­
raumes fUr Kurzarbeitergeld von einem auf zwei Jahren. Ich glaube, wenn man das
nicht gemacht hätte, sähe es heute noch sehr viel schlimmer aus. Gleichwohl besteht
die Gefahr des Abbaus von Kurzarbeitern und damit einer weiteren Erhöhung der Ar­
beitslosenzahlen in diesem Winter.

Nun, dieser Teil des Programms war erkennbar konservativ, ähnlich wie das französi­
sche Programm, von dem Herr Bachy soeben gesprochen hat ; es war konservativ in dem
Sinne, daß es auf eine Verbesserung des Ertragslage der Unternehmen hingezielt hat,
vor allem durch die Erhöhung der Investitionsrentabilität.

Gleichzeitig aber gab es ein Programm, das zwar nicht in der Entstehungsgeschichte
konjunkturell motiviert war, aber praktisch doch in diese Richtung wirkte, nämlich
die Steuerrefonm vom 1.1.1975. Diese Steuerreform setzte eine Kaufkraft von (die
Zahlen sind unterschiedlich) etwa 15-20 Milliarden DM frei, und auch in der öffent­
lichen Diskussion wurde darauf hingewiesen, daß die durch die Steuerentlastung frei­
gesetzte Kaufkraft gleichzeitig eine Erhöhung der gesamten wirtschaftlichen Nach­
frage bewirken sollte. In der Tat, auch diese Maßnahme ging, wie man im Deutschen
sagt, ins Wasser. Wir haben nur eine ganz geringfügige Zunahme der privaten Nach­
frage um etwa 2~, wir haben aber gleichzeitig eine sehr hohe Sparquote von 16~ - das

liegt um etwa 3~ über dem normalen Stand. Wenn ich also das Ergebnis des ersten Pro­
gramms zusammenfassen darf: wir haben trotz Nachfrageanreizen und trotz Investi-
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tionsanreizen keine entsprechende Investitionstätigkeit und keine entsprechende
volkswirtschaftliche Nachfrage. Man könnte überspitzt sagen: wir haben es zu tun
mit e;~em Investitionsstreik der Unternehmer und einem Konsumentenstreik der priva­
ten Haushalte.

Einzig ein Partner hat sich einigermaßen im Sinne der Verabredung verhalten, das war
der Staat mit seiner öffentlichen Investitionstätigkeit. Nur war der UmfanQ dieser
Investitionstätigkeit wesentlich zu gering: er lag etwa in der Höhe von 2 Milliar­
den. Man hatte wohl nicht damit gerechnet, daß die Entwicklung vernünftiger Investi­
tionspläne einfach eine gewisse Zeit in Anspruch nimmt. Ich würde für die Diskussion,
weil die Investitionsbelebung auch ein Teil des französischen Programms ist, vor­
schlagen, daß wir auf die Frage der Investitionsanreize zurückkommen. Mir scheint
nämlich, daß die Beeinflussung der Investitionen nicht so kurzfristig möglich ist
wie man sich das gedacht hatte. Die Unternehmer planen einfach Investitionen sehr
viel längerfristig, und in die Planung der Investitionen gehen eben langfristige
Gewinnerwartungen sehr viel stärker ein als kurzfristige Investitionsprämien.

Nun haben wir in diesem Jahre eine weitere Änderung im Vergleich zu früher zu ver­
zeichnen, die eigentlich sehr auffällig ist und die einen wesentlichen Strukturwan­
del der Weltwirtschaft anzeigt. Wir beobachten nämlich zum ersten Mal einen Ausfall
unseres klassischen Konjunkturstabilisators, der Auslandsnachfrage. Sie wissen,
1966-1968 wurde der deutsche Wiederaufschwung getragen durch eine Erhöhung der Ex­
portquote von 16% auf nahezu 20% und fast bei allen Rezessionserscheinungen der
Fo1gezeit war es immer wieder die ausländische Nachfrage, die den Anstoß zum Wieder­
duf~chwung gab oder ihn zumindest verstärkte. Das war in diesem Jahr erstmals nicht
so : die ausländische Nachfrage ist in der ersten Jahreshälfte um 11% zurückgeQan­
gen ; dabei hatte man mit einer leichten Zunahme gerechnet. Wenn sich diese Entwick­
lung so fortsetzt, dürfen wir für das ganze Jahr mit einem Rückgang der Auslands­
nJchfrage um etwa 9% rechnen. Das ist viel, selbst wenn man bedenkt, daß das Welt­
hdndelsvolumen im Jahre 1975 um etwa 5% schrumpft. Hier. meine ich, spiegelt sich
auch der Einfluß des veränderten Währungssystems mit mehr oder weniger flexiblen
wechselkursen wider. das eben doch in der Tendenz dazu geführt hat, daß sich die
tr'aditionelle überwertung der deutschen Mark nicht in dieser Form fortgesetzt hat.
Vergleicht man die Schätzungen im September dieses Jahres über die Entwicklung der
Auslandsnachfrage mit den Schätzungen vom Dezember letzten Jahres, so haben wir es
allein hier mit einem Nachfrageausfall in Höhe von 40 Milliarden DM zu tun. Und das
ist, auch bei einem Sozialprodukt von 900 Milliarden DM, ein wahrhaft dicker Brocken.
Es ist auch, gemessen am gesamten Nachfrageausfall • ein ganz beachtlicher Betrag,
denn der gesamte Nachfrageausfall wird auf 60 Milliarden DM geschätzt; also werden
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2/3 des gesamtwirtschaftlichen Nachfrageausfalls 1m Jahre 1975 im Exportbereich zu

lokalisieren sein.

Hier ergibt sich nun ein interessanter Punkt, den wir in der Diskussion vertiefen
sollten: der Nachfrageausfall im Exportbereich ist ja eine Größe, die die nationale
Konjunkturpolitik nicht kontrollieren kann. Und ich glaube, die Gleichförmigkeit so­
wohl der Konjunkturentwicklung in den wichtigsten westlichen Industrieländern wie
auch die Tatsache, daß in allen wichtigen Industrieländern eine Stabilisierungspoli­
tik getrieben worden ist, hat dazu geführt, daß unsere nationale Konjunkturpolitik
nicht den erwünschten Erfolg erbracht hat. Man kann also davon reden, daß es so
etwas wie eine unkoordinierte Koordination der Konjunkturpolitik in den wichtigsten
westlichen Industrieländern gegeben hat; d.h. jedes land hat eine Stabilisierungs­
politik durchgeführt, aber sozusagen unter der impliziten Voraussetzung, daß die an­
deren Länder das nicht so tun würden. Jedenfalls kann man festhalten, daß im Jahre
1975 das Konjunkturgefälle der Bundesrepublik zu den wichtigsten Handelspartnern,
insbesondere Frankreich und den USA, nicht vorhanden war oder jedenfalls nicht in
dem gewohnten Ausmaße vorhanden war.

Nun basierte ja die ganze Konjunkturpolitik Ende letzten Jahres auf der Vorstellung,
die wir eigentlich so bis in den Juni dieses Jahres in der Presse und in der öffent­
lichen Diskussion hören konnten, daß wir im Sommer dieses Jahres einen Wirtschafts­
aufschwung haben würden. Hätten wir diesen Wirtschaftsaufschwung gehabt, dann wäre
ein Phänomen nicht in dem Maße aufgetrete~wie es tatsächlich der Fall gewesen ist,
nämlich die Finanzkrise des Staates.

Man hat Ende letzten Jahres damit gerechnet, daß als Folge einerseits der erweiter­
ten öffentlichen Ausgaben im Zuge der Reformpolitik. andererseits als Folge der key­
nesianischen Politik des "deficit spending", sich ein Finanzierungsdefizit von etwa
50 Milliarden ergeben wUrde i tatsächlich müssen wir heute mit einer erheblich höhe­
ren Neuverschuldung der öffentlichen Hände rechnen, und zwar ohne die Gebietskörper­
schaften in Höhe von 70 Milliarden DM. Davon gehen etwa 40 Milliarden DM an den
Bund.

Vielleicht soll ich ganz kurz eine Bemerkung machen zu einern Punkt. den Herr Ziebura
schon erwähnt hat: den Streit zwischen Regierung und Opposition. Wer ist schuld?
Nun kann man zur Schuldfrage folgendes sagen: es ist klar, daß die Bundesregierung
den ausländischen Einfluß hervorheben wird, weil das eine Variable ist, die sie
nicht kontrollieren kann. Und in gewisser Weise wUrde ich, wie bereits angedeutet.
diesem Argument eine große Bedeutung beimessen i aber ich glaube nicht, daß man die
ganze Finanzkrise darauf zurückführen kann. Gehen wir aus von einem Nachfrageausfall
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von 60 Milliarden DM, dann entsteht damit ein zusätzliches Finanzierungsdefizit von
etwa 20 bis 25 Milliarden DM. Zusammen mit den Konjunkturprogrammen und der Struk­
turreform (30 Milliarden DM) sind damit aber erst etwa 50 Milliarden DM Neuverschul­
dung erklärt. Ich sehe also nicht, wie Herr Grünewald sagen kann, die ganzen 70 Mil­
liarden seien sozusagen vom Ausland verschuldet.

Dds Hauptproblem der Finanzkrise besteht nun darin, daß wir jetzt zwei im Grunde
miteinander unvereinbare Dinge tun müssen: zum einen muß nämlich die gesamte wirt­
schaftliche Nachfrage angeregt werden, andererseits muß der Staat sparen. Nun, Er­
sparnis des Staates heißt nichts anderes als Verringerung der Löhne und Gehälter im
öffentlichen Dienst, und heißt damit eine Verringerung von Kaufkraft. Und wir haben
eine etwas seltsame Situation, daß wir in einem Moment durch ein Sonderprogramm,
auf das ich noch zu sprechen kommen werde, die Nachfrage in der Bauwirtschaft an­
heizen, daß wir aber gleichzeitig gezwungen sind, unser Straßenbauprogralll11 zu
strecken, sprich: in den nächsten Jahren weniger auszugeben als ursprünglich ver­
anschlagt. Hinzu kommen die geplanten und gewiß erforderlichen "Einnahmeverbesse­
rungen" des Staates, die ihrerseits wieder die Unternehmen und Haushalte belasten.

In g~wisser Weise ist der Staat in der Bundesrepublik heute in der unangenehmen Si­
tuation, mit der einen Hand das tun zu müssen, was er mit der anderen Hand wieder
konterkariert. Ich will diesen Punkt nicht weiter vertiefen, sondern nur in ver­
gröbernder Zusammenfassung sagen: die finanzkrise , die selbst wesentlich, wenn
auch nicht ausschließlich, ein Kind der Wirtschaftskrise ist, könnte zu einer Ver­
längerung eben dieser ökonomischen Krise beitragen.

W~re nun eine Forcierung des "deficit spending" tatsächlich die Lösung unserer kon­
junkturpolitischen Problematik? Zumindest drei Gesichtspunkte sprechen gegen diese
Vermutung. Der erste Punkt, den man berücksichtigen muß und der die Grenzen einer
keynesianischen Konjunkturpolitik klar aufzeigt, ist die Belastung künftiger Haus­
halte durch eine zu hohe Neuverschuldung. Wenn der Staat sich tatsächlich in der
Höhe verschuldet hätte, wie es der Nachfrageausfall von 60 Milliarden DM erforderte,
dann wäre die Zinsbelastung künftiger Haushalte in eine astronomische Höhe geklet­
tert. Es gab also von daher schon einen klaren Grund dafür, nicht den ganzen Nach­
frageausfall durch den Staat zu finanzieren.

Ein weiterer Grund, der die Wirksamkeit einer keynesianischen Ausgabenpolitik be­
schränkt, ist die Tatsache, daß die staatliche Politik des "deficit spending" aus­
gefallene Nachfrage nicht dort kompensiert, wo sie auftritt, sondern irgendwo an­
ders. Und das hat ganz bestimmte Struktureffekte, daß etwa bestimmte Branchen zum
Beispiel, denen es ohnehin relativ gut geht, noch gemästet werden, während andere
Branchen, in denen der Nachfrageausfall vor allem eingetreten ist, bildlich gespro-
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chen weiterhin hungern mUssen.

Ein dritter Tatbestand, der die Wirksamkeit einer keynesianischen Politik be­
schränkt, ist die Belastung des Kapitalmarktes durch die staatliche Nettokreditauf­
nahme. Wenn man die Investitionen ankurbeln will, dann braucht man natUrlich funk­
tionierende Kreditmärkte, dann braucht man eben Liquidität und einen Kapitalmarkt.
der gUnstige Konditionen für die geplante Verschuldung der Unternehmen aufweist.
Wenn aber auch der Staat etwa an den Kapitalmarkt herantritt mit einer konjunkturell
bedingten Neuverschuldung von 60 Milliarden DM. dann bedUrfte es schon einer sehr
expansiven Geldpolitik. um nicht den Finanzierungsspielraum der Unternehmen zu be­
schneiden, d.h. also die Belastung der Kapitalmärkte wäre zu hoc~ wenn der Staat
den Nachfrageausfall voll übernommen hätte. Und gegen eine kräftige Vermehrung der
Geldmenge spricht auch in absehbarer Zukunft die beabsichtigte Senkung der Preis­
steigerungsrate.

Nun kommen wir zum Monat August 1975. Im August 1975 ist zum ersten Mal das ganze
Ausmaß der Krise voll in das Bewußtsein der deutschen öffentlichkeit getreten. D.h.
gewußt hat man es eigentlich schon seit Ende Mai, aber die Wahrheit ist eigentlich

sowohl in der Presse als auch in der politischen Diskussion immer scheibchenweise
herausgekommen. Im Dezember sprach man noch von 2~ Wachstum, im Bundeswirtschafts­
ministerium sogar noch im Januar; im April sprach das Gemeinschaftsgutachten der
Wirtschaftsforschungsinstitute immerhin noch von 0,5 bis 1% Wachstum. Ich glaube.
Ende Mai war es das IFO-Institut, das von Null-Wachstum sprach. Im August schließ­
lich kam die ganze Wahrheit, kam das Sondergutachten des Sachverständigenrates. und
dann waren die -3% draußen.

Interessant ist nun eine Tatsache, die man noch vor einem Jahr sich hätte kaum vor­
stellen können, nämlich daß die Bundesregierung unerwartet lang gezögert hat. dem
Konjunkturausfall mit einem Sonderprogramm zu begegnen. Die Lage der Bauwirtschaft
ist ja durch das Stabilitätsprogramm vom Dezember 1974 nicht nachhaltig gebessert
worden, und sowohl die Bauwirtschaft, die Bauunternehmer, als auch die Gewerkschaf­
ten, insbesondere der Vorsitzende der IG Bau-Steine-Erden, Sperner, haben schon seit
Mai dieses Jahres heftig und wiederholt betont, a) wie schlecht es ihnen geht. b)
wie wirksam jede im Baubereich eingesetzte DM ist. Es gab förmlich eine Rangele;
der Sektoren, wer den höchsten Multiplikator habe. und da es der Bauwirtschaft am
schlechtesten ging, beanspruchte sie den höchsten Multiplikator für sich; wie auch
immer, die Multiplikatorgeschichte ist eine reine Legitimationsfrage. Erstaunlich
ist, daß ein Programm, das im Juni eigentlich schon fällig war. und das hätte poli­
tisch durchgesetzt werden können, erst im September verabschiedet worden ist. Ich
will nicht über die Gründe nachdenken, aber fUr die Diskussion einen interessanten
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Punkt anmerken : daß die Bundesregierung die Verzögerung der konjunkturpolitfschen
Hd8nahmen. die Verzögerung des Sonderprogra.-s, um etwa 3 Monate poHtisch durch­
stehen konnte; und zwar durchstehen konnte,ohne daß sich ein Stu~ der Entrüstung
in der öffentlichkeit erhob. Das ist etwas, was ~r vor ei~ Jahr nicht geglaubt
hätten. und ich finde es interessant. daß diese Krise unter ande~ den ~s von
dem Zwang des Staates zur sofortigen Intervention in Frage gestellt hat. Xhnliches
Konnten wir auch in diesem Kolloquium für Frankreich beobachten.

Nun will ich noch kurz auf die Situation eingehen, wie wir sie jetzt haben, und auf
die Perspektiven. die sich daraus ergeben. Es ist ganz klar, daß die Vertreter der
Arbeitnehmerschaft. die Gewerkschaften. im Moment in der Defensive sind. Das gilt in
n~hrfacher Hinsicht. Zum einen gilt es - und das ist wohl ein Unterschied zu
Frankreich - in der Beziehung. daß es keine Alternative gibt zur offiziellen kon­
junkturpolitik. Das ist. finde ich. ein sehr interessanter Umstand. Er .ag viel­
leicht damit zusammenhängen. daß bei uns die SPD an der Regierung ist und daß • .ne
IMn es etwas spöttisch sagt: -d'ie SPD. die beste CDU ist. die es je gab-. d.h. daß
sie eine Konjunkturpolitik betreibt. wie sie die CDU nicht sehr viel anders tun .ur­
deo Ich glaube. darüber sollten wir Einigkeit erzielen können. Diese breite Oberein­
stißlrlmg in wirtschaftspolitischen Grundfragen mag also einer der Gründe für das
Fehlen politisch relevanter Alternativen sein.

Ein zweiter Grund wird aber eben auch in der Schwäche der Gewerkschaften auf de.
Arbeitsmarkt zu sehen sein. Unter dem Druck einer Arbeitslosigkeit von über 51 be­
s,hränken sich im Moment die Forderungen der Gewerkschaften darauf, die Realeink~

n~n zu sichern. Und das ist eine völlig neue Forderung. Realeinkommensicherung
heißt bei einer (wenn auch noch geringfUgigen) Steigerung der Arbeitsproduktivität
um 1.5~ nichts anderes als eine Umverteilung zugunsten der Unternehmer. Und ich fin­
de es ganz interessant. daß die Gewerkschaften implizit ein Ziel aufstellen. das da­
zu führen muß, daß sich die Ertragskraft der Unternehmen verbessert. Ich will nicht
bestreiten. daß diese Maßnahme in der gegenwärtigen Situation angezeigt ist. Ich
finde es nur interessant. daß die Gewerkschaften letztendlich, wenn auch nicht
offen, in diese Richtung argumentieren. Und das könnte eventuell auch ein Unter­
schied zur französischen Situation sein.

Tatsächlich glaube ich, haben wir es im Investitionsbereich mit einem strukturellen
Problem zu tun. Seit 1970 haben die Investitionen stagniert. In den Jahren 1974 und
1975 sind sie real zurUckgegangen um 8%. und fUr 1975 rechnen wir mit eine. Rück­
gang um 6%. Und das. wohlgemerkt. trotz des Sonderprogramms mit den Investitions­
prämien. Und es ist ganz klar. daß die erwartete Umverteilung zugunsten der Unter­
nehmen die Ertragskraft der Unternahmen verbessern wird. und das ist unbestreitbar
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eine notwendige Maßnahme, um die Investitionstätigkeit anzuregen. Oies gilt in zwei­
facher Hinsicht: einmal weil steigende Gewinne den Finanzierungsspielraum neuer In­
vestitionen erhöhen, zweitens (was ich aber für noch wichtiger finde, und was viel­
leicht ein wenig den Fehlschlag des Konjunkturprogramms vom Dezember letzten Jahres
erklärt) deswegen, weil steigende Gewinne natUrlich ganz bestimmte Erwartungen bei
den Unternehmen hervorrufen. Und Investitionen werden eben geplant in Hinblick auf
langfristige Erwartungen. Vielleicht können wir in der Diskussion auch über einen
Punkt reden, den ich politisch interessant finde, nämlich die Tatsache, daß Gewinne
einerseits notwendig sind als ~nn auch unvollkommene Signale volkswirtschaftlichen
Bedarfs, daß sie aber in unserer Gesellschaft infolge der ungleichen Verteilung von
Vermögen und Macht natürlich immer unter einem ganz bestimmten Verdikt stehen, näm­
lich daß sie eben die vorhandenen Ungleichheiten verstärken. Ich will diesen Punkt
jetzt nicht weiter vertiefen.

Kann man aus der gegenwärtigen Situation eine Lehre ziehen? Unsere aktuelle Lage
ist ja weiterhin durch ein Stagnieren der Reformpolitik gekennzeichnet, selbst bei
den Projekten, die nichts kosten, d.h. die den Staat unmittelbar nicht belasten,
wie etwa Mitbestimmung oder Beteiligung der Arbeiter am Produktivvermögen. Viel­
leicht läßt sich die eine Lehre daraus ziehen: die soziale Marktwirtschaft der Bun­
desrepublik, die im Kern, trotz aller sozialer Absicherungen, eine kapitalistische
Wirtschaft ist, ist nicht so rigide, wie die linken Kritiker sich vorgestellt haben.
Sie ist aber auch nicht so flexibel, wie die Reformoptimisten der Jahren 1969 und
1972 geglaubt haben. Und deswegen wUrde ich abschließend sagen: Eine langfristige
Besserung der konjunkturellen Situation, die gleichzeitig auf die Beseitigung struk­
tureller Probleme zielt, kann nicht darin bestehen, einfach nur durch geldpolitische
Maßnahmen, durch fiskalpolitische Maßnahmen, oder durch Maßnahmen der "moral sua­
sion", der öffentlichen Meinungslenkung, wie man es früher nannte, der "Seelenmas­
sage", ein besseres Klima zu schaffen. Ich glaube, die wichtigsten Gründe für die
Malaise, in der wir uns im Moment befinden, haben wir im sozialen Bereich zu suchen.
Dies gilt sowohl für die Bundesrepublik intern als auch für ihre Beziehungen zu den
Ländern innerhalb wie außerhalb der EG. D.h. die wirkliche Frage, vor der wir ste­
hen, ist eine politische Frage. Und diese Frage stellt sich im Prinzip für die Bun­
desrepublik und für Frankreich in ähnlicher Weise.
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Thesen zur Konjunkturlage und Konjunkturdiskussion in der Bundesrepublik im Herbst
1975 +

1. Entgegen den Erwartungen des Sachverständigenrates und der Bundesregierung, wie
sie im Winter 1974/1975 und im darauffolgenden Frühjahr artikuliert wurden, ist der
erwartete Konjunkturaufschwung im Sommer dieses Jahres nicht eingetreten. Vielmehr
ist die Arbeitslosenzahl auch im Sommer auf einer Höhe von etwa 1 Million verblie­
ben; an die Stelle eines erhofften realen Sozialproduktwachstums von 0,5-1% muß nun­
Il;('hr mit einer realen Abnahme von ca. 2,5-3% gerechnet werden. Lediglich das Preis­
nIveau entsprach mit einem Anstieg von etwas über 6% den zuvor geäußerten Erwartun­
gen.

2. Das von der Bundesregierung am 12. Dezember 1974 in Kraft gesetzte "Programm zur
Förderung von Beschäftigung und Wachstum bei Stabilität", dessen zentrale Stützungs­
mäßnahme die Gewährung von Investitionsprämien zur Ankurbelung der Investitionstä­
tigkeit bildete, konnte die darein gesetzten Hoffnungen nicht erfüllen. Auch die

lweite flankierende Maßnahme, die Erhöhung der persönlich verfügbaren Einkommen um
etwa 16-20 ~lrd. DM durch die Steuerrefonm vom 1.1.1975, erbrachte anstelle der er­
warteten Nachfragesteigerung eine Erhöhung der privaten Ersparnis und der Sparquote.
Bildlich gesprochen: dem IIInvestitionsstreik" der Unternehmen entsprach ein "Kauf­
streik" der privaten Haushalte.

3. Unter diesen Bedingungen konnten die von den staatlichen Stellen entsprechend den
be~JJndeten Absichten durchgeführten Maßnahmen - insbesondere staatliche Investitio­
nen, vorzugsweise durch Aufträge und die (zusätzlich strukturschwache) Bauindustrie,
sowie die Erhöhung der volkswirtschaftlichen Geldmenge und die Senkung der Diskont­
und lombardsatzes - nicht den erwünschten Auftriebseffekt herbeiführen, sondern al­
lenfalls ein weiteres Abgleiten der Konjunktur verhindern.

4. Dies gilt umso mehr, als erstmalig 1975 die Wirkungen einer teils implizit, z.T.
(innerhalb der EWG) explizit verabredeten Konjunkturharmonisierung spürbar wurden
Die Auslandsnachfrage, der nun schon klassische Krisenstabilisator und Träg~r des
~iederaufschwungs in der Bundesrepublik, wies nicht die prognostizierten Steige­
rungsraten auf, sondern nahm im Gegenteil in der ersten Jahreshälfte 1975 um etwa
11% ab ; aufs Jahr gerechnet wird die Auslandsnachfrage um 40 Mrd. DM hinter den

+ Zusammenfassung des Referates. die schriftlich zum Kolloquium vorlag.
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Schätzungen von Ende 1974 zurückbleiben. Die in allen wichtigen Industrieländern
vorhandenen Rezessionserscheinungen und die gleichzeitig durchgeführte Restriktions·
politik führten zu einem nahezu dramatischen Nachfrageausfall im Exportbereich, der
anschaulich die Grenzen einer nationalen Konjunkturpolitik aufzeigt.

5. Der somit ausbleibende Wiederaufschwung stülpte der im Unternehmenssektor vorhan·
denen Wirtschaftskrise infolge der ausbleibenden Steuer(mehr)einnahmen eine Finanz­
krise des Staates über: Die öffentlichen Haushalte haben für dieses Jahr mit einem
Finanzierungsdefizit von insgesamt 70 Mrd. DM zu rechnen. Eine Neuverschuldung in
dieser Höhe setzt sowohl der keynesianischen Politik des "deficit spellding" enge
Grenzen, führt aber andererseits außerdem zur Notwendigkeit kontraktiv wirkender
Einsparungen bei Personal ausgaben - sprich: persönlich verfügbare Einkommen - und
bei Sachausgaben, selbst im Investitionsbereich (etwa Straßenbau). Die Finanzie­
rungskrise, selbst wesentlich ein Kind der Wirtschaftskrise, könnte somit zu deren
Verlängerung beitragen.

6. Unter diesen Auspizien ist der eingeschlagene konservative Weg der Krisenbewälti·
gung sowohl ideologisch als auch, im Rahmen der gegebenen Verhältnisse, sachlich
vorgezeichnet. Die Gewerkschaften beschränken sich zunehmend auf die Forderung nach
Sicherung der Realeinkommen; die Arbeitgeber, hierin unterstützt von Sachverstän­
digenrat und Bundesregierung, sprechen von der Notwendigkeit, Realeinkommenverluste
hinzunehmen. Ob zu dieser Kostenentlastung im lohnbereich noch eine staatliche Be­
günstigung der Unternehmen durch steuerliche Maßnahmen (Verlustrücktrag) hinzu­
kommt. ist zwischen SPD und FDP noch umstritten. wäre aber angesichts der seit 1971
andauernden drastischen Verringerung des Investitionsvolumens (1974 : -8% ; 1975 :
-6%) konjunkturell (wenn auch nicht sozialpolitisch) wünschenswert.

7. Hatte das Konjunkturprogramm vom Dezember 1974 noch eine Mischung aus Investi·
tions· und Nachfrageanreizen zum Gegenstand, so hat sich inzwischen sowohl in der
öffentlichen Diskussion als auch im Sonderprogramm vom August 1975'klar das Gewicht
auf die unternehmerischen Interessen· die Erhöhung der Investitionsrentabilität
durch staatliche Begünstigung und die Eindämmung der lohnkosten - verlagert. Diese
Verlagerung kann als Ausdruck der Einsicht verstanden werden, daß eine kapitalis·
tisch organisierte Marktwirtschaft nur begrenzte Möglichkeiten der Umverteilung und
reformpolitischer Eingriffe aufweist. Die Wertung dieses Tatbestandes ist in der
öffentlichen westdeutschen Diskussion erkennbar konservativ: er wird als mehr oder
weniger unbefragtes Rahmendatum den konjunkturpolitischen überlegungen vorgelagert.
Alternativkonzeptionen, wie das Konzept der Investitionskontrolle. sind bisher zu
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wenig ausgearbeitet. um einen merklichen Einfluß auf die Konjunkturpolitik ausüben
zu können.

8. Der vielleicht klarste Ausdruck der konservativen Implikationen der gegenwärtigen
Kris& zeigt sich in der Veränderung der staatlichen Prioritäten: Reformprojekte
werden aus Kostengründen hintangeschoben. In den Finanzplanung für 1975 und 1976
wird insbesondere der Bildungssektor von Kürzungen betroffen. Im Gefolge dieser Ent­
wicklung treten selbst "Reformen. die nichts kosten". wie l.B. die MitbestißlTlung in
Großunternehmen, in den Hintergrund.

9. Im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern haben die Kritiker der "konservati­
ven" Konjunkturpolitik kein überzeugendes Alternativkonzept entwickelt. Da es meist
bei defensiven oder gar moralisierenden Einwänden (oder abstraktem Revolutionsgerede)
blieb, konzentrierte sich die öffentliche Diskussion mehr auf die Effektivität ein­
zelner Maßnahmen als die Beurteilung der gesamten Situation. Als bedeutenden Unter­
schied zu einigen westeuropäischen Ländern wie auch zur deutschen Wirtschaftskrise
1966/67, die damals wesentlich zum Entstehen der IINeuen Linken" in der Bundesrepu­
blik beitrug, kann man die Schwäche einer "Gegenöffentlichkeit" zur staatlichen
Wirtschaftspolitik festhalten.
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DISKUSSION

EVERLING - Internationa~e Konjunk~bh~igkBit

- Strukturelle Probleme der Xonjunktur-

po~itik in der BRD

Meine erste Bemerkung betrifft den bemerkenswerten Rückgang der Ausfuhr. Ich
möchte nur auf ein Phänomen hinweisen. Wir sagen den Amerikanern: tut endlich et­
was. damit unsere Ausfuhr steigt. Wir freuen uns. wenn die Franzosen etwas tun, ob­
wohl wir gleichzeitig Sorgen haben, ob sie bei ihrem hohen Inflationssockel dabei
nicht in Gefahren kommen. Aber wir freuen uns. weil wir hoffen, daß die Nachfrage
aus dem Ausland angeregt wird. Gleichzeitig ist die Lage aber auch umgekehrt. Wir
sind für die anderen auch ein Land, in das sie ausführen wollen. Für die Niederlän­
der und auch Franzosen ist unserer Markt nahezu konjunkturentscheidend, mindestens
äußerst wichtig. Und umgekehrt werden wir also von den anderen unter Druck gesetzt,
ob wir nicht irgendwelche Mittel haben. um unsere Nachfrage zu beleben. Hier ist ein
Prozeß im Gange. der sich gegenseitig auflädt. Jeder sagt :'weil die Nachfrage im
Ausland nicht groß genug ist, geht es mir schlecht. Ich will damit darauf hinweisen,
daß wir uns alle in einer gleichgerichteten EntwiCklung befinden, in der wir kein
vernünftiges Rezept wissen.

Nach meiner Auffassung liegen die Ursachen strukturell. Ich habe einige
Zahlen gefunden. die ganz interessant sind. Der Anteil der Steuern und Sozialbeiträ­
ge am Bruttoinlandsprodukt ist, in Prozenten. von 1968 von 33,3% zu 1973 auf 37.7%
hochgegangen und ist im letzten Jahr noch weiter angestiegen. Oder eine andere
Zahl : der Staatsverbrauch ist von 1968 von 15.6~ bis 1974 auf 19.7% hochgegangen.
Die Investitionsquoteam Bruttosozialprodukt ist von 25,2% (1968) auf 22,8% zurück­
gegangen.

Ich will damit sagen, daß wir in den letzten Jahren enorme Umverteilungen
vorgenommen habe~und zwar hat sich vor allem die Staatsquote gewaltig erhöht. Wir
müssen uns überlegen, was das bedeutet. Wahrscheinlich haben wir alle in den letzten
Jahren zu viele Erwartungen in den Staat gesetzt und an die Leistungen. die er uns
zur Verfügung stellt. Wahrscheinlich haben wir ihn ökonomisch überfordert und erhal­
ten jetzt die Quittung. In der Politik äußert sich das darin, daß wir plötzlich alle
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Reformpolitiken stoppen, und zwar Vorhaben, die, jedes für sich allein genommen,
dußerst wichtig und sozial gerechtfertigt sind, die aber insgesamt einfach die
Volkswirtschaft überfordern, weil wir nicht mehr verteilen können, als wir alle zu­
san.nen erarbeiten. Nun ist es äußerst schwierig, so etwas zu ändern ; wir kommen da
in einen Zielkonflikt. Eigentlich müßte man den Konsum anreizen, aber gerade da
mLissen wir uns wahrscheinlich zurückhalten. Hier ist ein echtes DilelJllla, was noch
natürlich dadurch erhöht wird, daß die Regierung einmal unter kurzfristigem Druck
steht, weil sie 1976 wieder gewählt werden will, und gleichzeitig an derartige lang­
fristige Probleme herangehen will. Das Dilemma besteht also darin, daß sich in der
langfristigen, strukturellen Entwicklung die Gewichte in einer gefährlichen Weise
verschoben haben, daß man aber an diese langfristige Entwicklung sehr schwer heran­
KOIlIl\t, weil die Politik dauernd kurzfristig vor Entscheidungen gestellt ist.

ZIEBURA - Deut8ch-tranz~8i8che Kon8ultation8ge8p~ä­

ehe und gemeinsame Konjunkturpolitik

- Ve~gleieh de~ KOnjunkturpoZitiken

Was ich bisher an der Diskussion, auch bei den beiden Referaten vermisse, ist,
daß auf die zentrale Fragestellung unseres Kolloquiums eingeqän~en wird. Diese zen­
~rille Fragestellung lautet weniger, was heide Regierungen getar ha~en und welches
die Inhalte dieser heiden Kunjunkturpolitiken sind, sondern der zentrale Punkt die­
$es Kolloquiums liegt darin, mit diesen Materialien zu versuchen, einige, uns beson­
c.iN's i nteress; erende Zusammenhänge stärker ; n den Gri ff zu bekonrnen.

1. Der erste Zusammenhang, der meines Erachtens diskutiert werden sollte,
ist welche Rolle haben bei der Vorbereitung der beiden Konjunkturpolitiken in
Deutschland und in Frankreich die Konsultationsgespräche gehabt? Haben sie über­
naupt eine Rolle gespielt? Wo war die Ebene, auf der eine gewisse Abstifll1lung, eine
gewisse Koordinierung stattgefunden hat oder hätte stattfinden können bzw. müssen?
Ich habe den EindrUCK, daß diese Konsultationsgespräche zwischen den beiden verant­
wortlichen Politikern (Helmut Schmidt und Giscard d'Estaing) wenig mit der konkreten
Vorbereitung und Durchführung der beiden Konjunkturprogramme zu tun gehabt haben.
Ich weiß es nicht, ich habe den Eindruck. Wenn wir davon ausgehen, daß beide Ent­
wicklungen in Deutschland und in Frankreich relativ vergleichbare Krisenphänomene
h~rvorgerufen haben, und die Interdependenz eine solche Koordinierung geradezu ver­
langt, wo hat sie dann stattgefunden und mit welchem Umfang? Was wurde genau bespro­
chen ? Oder waren das im wesentlichen - sagen wir zu 90-95% - Alleingänge beider Re­
gierungen ? Das wäre für die Frage nach dem Handlungsspielraum und für die Koopera-
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tionsmöglichkeiten für die weitere Entwicklung eine ganz zentrale Aussage, weil wir
ja gehört haben, wie tief beide Konjunkturpolitiken in allgemeine gesellschaftliche
Zusammenhänge eingreifen.

2. Der zweite große Komplex betrifft die Vergleichung der beiden Konjunkturpoli­
tiken. Es sind einige Hinweise in bezug auf den Vergleich gegeben worden. Ich würde
empfehlen, diesen Vergleich noch ein bißchen systematischer durchzuführen. Ich habe
den Eindruck, daß zwar beide Konjunkturpolitiken im wesentlichen ein vergleichbares
Instrument der Krisenüberwindung darstellen-, daß sich aber der Inhalt beider Kon­
junkturpolitiken in gewisser Weise unterscheidet, und zwar in einigen Punkten, die
ich gerne problematisiert hätte:

Ein Unterschied besteht in bezug auf die Sozial kosten beider Konjunkturpro­
gramme. Ich habe den Eindruck, daß die Problematik der sozialen Kosten (d.h. : wer
trägt denn nun eigentlich die Kosten für diese Konjunkturankurbelung ?) in Frank­
reich deutlicher gesehen worden ist und im Konjunkturprogramm selbst bereits einen
Niederschlag gefunden hat. Wenn ich mich nicht irre, werden von den 30 Milliarden
zwischen 10 und 15 Milliarden zur Konsumankurbelung und zum Auffangen sozialer Las­
ten vorgesehen, die sich aus diesem Konjunkturprogramm für bestimmte Schichten und
Gruppen der Bevölkerung ergeben. Dieser Komplex fehlt so gut wie völlig im deutschen
Konjunkturprogramm. Das wäre eine Unterscheidung.

Oie zweite Unterscheidung (und da muß man das Konjunkturprogramm in den all­
gemeineren Zusammenhang der Wirtschaftspolitik stellen) ist folgende: wie versteht
es sich (um nur ein Detail zu nennen, das aber sehr wichtig ist); daß z.B. die Poli­
tik der Bundesbank sich ganz klar von derjenigen der französischen Institutionen un­
terscheidet ? Wir haben einen sehr niedrigen Diskontsatz, den niedrigsten seit
langer Zeit (3,5%). Die Franzosen liegen erheblich höher. Hat das Auswirkungen auf
die Beziehungen zWlschen beiden Ländern und auf die Situation auf den Kapitalmärk­
ten ? Auch hier sehe ich Unterschiede, die für die weitere Ankurbelung zentral sind.

Dritter Komplex, der im französischen Referat zu kurz gekommen und im deut­
schen völliq richtiq angesprochen worden ist: der Zusammenhang zwischen Konjunktur­
ankurbelung und Finanzkrise des Staates. Ist dieser Zusammenhang in Frankreich ge­
nauso perzipiert worden wie es in der Tat in Deutschland der Fall gewesen ist? Oder
liegen Unterschiede vor, die natürlich dann zentrale Auswirkungen auf die nationale
Politik der beiden Regierungen haben?

3. Und schließlich dritter großer Komplex, nämlich die Interpretationen der Aus­
wirkung der beiden Konjunkturprogramme. Beide Redner waren außerordentlich skep­
tisch. Das würde bedeuten, daß beide Konjunkturpolitiken die von uns bereits andis­
kutierten strukturellen Zusammenhänge sowohl der internen EntwiCklung wie des Ver­
bunds der internen mit der externen Entwicklung auf dem Weltmarkt und dem Weltn~rkt-



99

system selbst, nicht, auch nicht annähernd, in den Griff bekommen. Was bedeutet die­
se Aussage. die doch sehr dezidiert vollzogen worden ist. für die weitere Entwick­

lung der Ukonomien in Deutschland und in Frankreich und für die Wirtschaftspolitiken

der beiden Regierungen, sei es individuell. isoliert voneinander, sei es in Koopera­
tion miteinander?

SAUTTER - Produktivitat und Be8c~ftigung

- Einkommen8ve~teiZung und Nachf~ageent-

wicklung

1. La premiere remarque est une pr~cision apport~e a ce que nous a dit Mon­
sieur Bachy. C'est-a-dire qu'i1 y a eu effectivement dans 1 lindustrie fran~aise une
dcceleration assez nette de 1a productivit~ et du travail. qui a ~t~ due a 1 'impact

de ld concurrence ~trangere, et notamment de la concurrence allemande. Et qui a ~t~

due aussi ä 1a pression des coOts, comme il 1 1 a explique. On nla pas constat~, con­
trairement ä ce qu'i1 a dit. une baisse de rentabilit~ de '1959 a 1973, mais c'est

gr~ce aces gains. a ces accel~rations de productivit~. grSce aussi ä l'a11egement
des charges fiscales que l'Etat faisait peser sur les entreprises. que cette renta­
bilit~ s'est maintenue.

2. D'une fa~on plus gen~rale. je crois que lorsqu'on oppose emp10i et produc­

t;~ite, on tombe vite dans des raisonnements un peu ma1thusiens. Et on en arrive
vlte ä dire : i1 faut repartir 1e travai1 disponible entre de nombreuses personnes.

i1 faut repartir 1a demande disponible et limitee entre les'entreprises. Je crois

que cette approche niest pas correcte. Elle ne serait correcte que si l'on avait la

conviction que tous les besoins ont ~te satisfaits aussi bien dans nos ~conomies que

dans 1es autres economies. Et on est 10in de la.

Si en France on a un peu le sentiment dlun essoufflement de la demande sol­

vable (c'est-ä-dire de la demande qui peut payer). c'est peut-~tre a mon avis en
grande partie que la distribution des revenus et des patrimoines freine 1'expression
des besoins en une demande adress~e aux entreprises. Moi. je proposerais une solu­
tion qui sur 1e papier a 1 'air tres simple et je laisse aux hommes politiques le
so;n de juger de san r~alisme : corrigeons les in~galit~s de revenus et de patri­

moines, et je suis sOr que ce sera tres propice quant au d~veloppement a moyen terme
de nos deux economies.
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- Deut8ch-~aa8i8che XOn8uttation8g~­

sprache

Vor dem ersten KOnjunkturprogramm im Dezember 1974 kam der Bundeskanzler mit
dem festen Eindruck aus Amerika. daß wir einer Weltrezession entgegengehen. Auf dem
Gipfel Anfang Dezember hat er unter anderen mich in eine Arbeitsgruppe. die das for­
mulierte, geschickt, mit der ausdrücklichen Weisung: wir müssen jetzt festschrei­
ben. daß die Länder mit Oberschußpositionen etwas zur Belebung der Nachfrage tun
müssen. während diejenigen mit Defizit in der Zahlungsbilanz sich zurückhalten müs­
sen. Das haben wir damals formuliert. wobei interessant war. wie sehr die Partner
Wert darauf legten. daß dabei das Stabilitätselement betont wurde. Aber das war die
erste Koordinierungsaktion. die ganz bewußt gemacht wurde. Unser Konjunkturprogramm
kam, und als man dann die Ergebnisse sah. kam schon im Mai aus Paris die Frage:
wollt ihr nicht doch wieder etwas tun? Wir haben darauf hingewiesen, daß wir nicht
vor Ende Juni handeln könnten. weil dann die Investitionszulage auslief, die abge­
wartet werden mußte. Dann kam der Staatspräsident Anfang Juli nach Bonn, da wurde
dieses Thema andiskutiert und dann war Ende Juli der Gipfel. Ich erinnere mich noch
genau, der Kanzler kam aus der Sitzung und sagte: ich habe noch mal mit Giscard ge­
sprochen, er will in einem Konjunkturprogramm bis soundso viel Prozent gehen und wir
mUssen jetzt sehen, daß wir auch herangehen. Das war in einer Zeit, in der er uns
noch allen. also meinen Chefs verboten hatte. überhaupt über Dinge dieser Art zu
sprechen, als bei uns noch nichts entschieden war; das Gespräch mit Giscard hat ihn
da sehr beeinflußt. Dann wurde mehr ausgearbeitet. Im August haben in Brüssel (wir
haben die anderen immer einbezogen) Konsultationen stattgefunden ; eins der Ergeb­
nisse der deutsch-französischen Konsultationen war auch, daß man zum gleichen Zeit­
punkt handeln wollte. Bei uns war es aus irgendwelchen technischen Gründen erst Ende
August (27.8) möglich; und Giscard hat den Termin ausdrücklich auch aus diesen
Gründen auf diesen Termin gelegt (12.9). allerdings auch aus Gründen. die mit ande­
ren Oberleg~ngen zusammenhingen (Rückkehr aus den Ferien usw.).

Noch ein Punkt: Giscard hat immer gesagt. wir müßten eigentlich mehr für den
Konsum tun. Wir haben geantwortet, daß wir nur begrenzt etwas tun könnten. Erstens
hätten wir durch die Steuerreform viel Geld in die Wirtschaft gepumpt; zweitens
hätten wir festgestellt. daß die Sparquote rasant in schwindelnde Höhen steige. Wenn
wir jetzt etwas fUr den Konsum täten. SCl se; das wahrscheinlich verlorenes Geld;
wir müßten es anders einsetzen. Das sind Diskussionen. die dann stattfinden. Wenn
Sie mich nun aber fragen. welches der entscheidende Faktor bei der Willensbildung
war, bin ich natUrlich wieder unsicher. Natürlich sind wir Staaten, und die Willens­
bildung vollzieht sich weitgehend in den Auseinandersetzungen der verschiedensten
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innenpolitischen Kräfte. Und die Abstimmung wurde dadurch erleichtert. daß die Kon­
junktur parallel lief; aber es hat sie gegeben, und es läßt sich nicht sagen. daß
sie thne Einfluß war.

DEUBNER - Staat und ge8ellscha~liche Konf1ikte

Ich mächte noch einmal zum Thema der heutigen Sitzung, "wirtschaftliche und
gesellschaftliche Konflikte in Deutschland und Frankreich". zurückkommen. und würde
gerne bei einem Punkt anknüpfen. den wir gestern benannt haben. Dieser Punkt wäre
die Verknüpfung zwischen auf der einen Seite wachsendem Engagement der beiden Staa­
ten im wirtschaftlichen Prozeß und auf der anderen Seite konflikthaltigkeit dieses
wirtschaftlichen Prozesses: aus dem Zusammenwirken beider Tendenzen ergibt sich ein
wach~ndes Einbeziehen des Staates in unmittelbare ökonomische Konflikte. Das deutet
auf eine Verbreitung solcher ökonomischer Konflikte in die gesamte politische und ge­
sellschaftliche Ordnung hinein hin.

Oie zweite These. die gestern vorgebracht wurde. war, daß diese Tendenz in
Frankreich deutlicher zu beobachten set als in der Bundesrepublik. Die Frage ist. ob
slch an aktuellen Entwicklungen wie der gegenwärtigen Konjunktur und der Reaktion
der beiden Regierungen auf diese konjunkturelle Entwicklung eine solche langfristige
Tendenz tatsächlich auch in einem Vergleich gesellschaftlicher und politischer Kon­
flikthaltigkeit der beiden gegenwärtigen Entwicklungen aufzeigen läßt.

MENUDIER - Quatit~t de~ deut8ch-tran2~sischen Kon­

suZtationen

Je suis taut a fait dlaccord Que les contacts au sommet et entre 1es hauts
fonctionnaires entre les deux pays sont tres nombreux et tres approfondis et que 1a
coop~ration dans ce domaine est s~rieuse. Cependant, pour une affaire aussi impor­
tante que les plans de relance. je crois qulil est essentiel de savoir quelle a ~t!

la qualit~ des consultations. Est-ce Qulil y a eu v~ritablement consultation sur
1 'analyse de la crise. sur les moyens dien sortir, sur les perspectives ? Quand je
parle de consultations, je ne voudrais pas simplement parler dlun ~change reciproque
d1infonmations, qui a eu lieu au cours de ces entretiens au sommet. mais savoir s li1
y a eu v~ritablement une r~flexion en commun et la recherche, l'~laboration dlune
conception commune pour faire face ä cette crise. Je ne peux pas r~pondre a cette
question parce que je n'ai pas du tout particip~ aces derniers entretiens ; mais



102

par d~duction. quand on voit comment fonctionne la collaboration dans certains
autres domaines franco-a1lemands. on peut avoir quelque doutes sur la qualit~ de
cette coop~ration franco-allemande face a la crise.

DIabord. dans quelles conditions le plan de relance s'est-il ~labor~ en
France 1 11 nly a eu pratiquement aucune consultation entre 1a majorit~ et l'opposi­
tion : le Pr~sident Giscard d'Estaing a invit~ quelques jours avant le plan. devant
le public. 1'opposition a venir faire connaftre son avis ; cl~tait beaucoup trop
tard. il ne pouvait pas y avoir une v~ritable consu1tation entre 1'opposition et la
majorit~. Oe ~me. 1e d~bat au Parlement a ~t~ men~ a une rapidit~ telle qulil em­
p~chait une v~ritab1e r~flexion sur la crise. Alors. quand je vois de quelle fa~on

1e plan a ~t~ ~labor~ en France. j'ai quelques doutes sur la qualit~ de la consulta­
tion qui a pu avoir 1ieu au niveau franco-al1emand. Je souligne cela parce que mal­
heureusement. si on regarde les 10is importantes qui sont adopt~es de part et
d'autre. ma1gre 1es ~changes auxquels vous faisiez allusion. malgr~ les visites r~­

ciproques de commissions des deux' chambres. je nlai pas 11impresston que sur de nom­
breux problemes importants les ~changes soient tres grands.

J'ai ~t~ pendant un certain nombre d'ann~es au Conseil d'Administration de
110ffice Franco-A1lemand pour 1a Jeunesse ; i1 y a toujours une chose qui mla ~nor­

m~ment frapp~ : bien sar, 1es deux gouvernements acceptent de financer un secteur
important des activit~s franco-a1lemandes ; mais au niveau des ministres respon­
sables. je n'ai jamais vu une r~flexion approfondie sur les problemes de la jeu­
nesse, qui sont par exemple les problemes de formation. les problemes du ch6mage.
le probleme des d~bouch~s. On parle d'~changes de jeunes. mais on ne parle pas de
leurs problemes communs et on n'essaie pas d'~laborer une politique commune. Vous
savez par exemple que dans des secteurs aussi importants que les secteurs linguis­
tiques. nous sommes en face d'~volutions tout a fait contraires. et je nlai pas du
tout 1'impression que 1es gouvernements se consultent r~ellement pour essayer de
sortir de cette situation.

Je voudrais attirer votre attention sur un point qui me semble assez impor­
tant : on fait toujours appel. dans ces situations-la. a une solution-miracle. aux
t~tes-a-t~tes entre Val~ry Giscard d'Estaing et Helmut Schmidt. aux coups de t~l~­

phone qu'i1s se passent. Je ne crois pas beaucoup aux homrnes-miracle. et je ne crois
pas beaucoup aux solutions qu'ils peuvent ~laborer de cette fa~on. car les problemes
sont beaucoup trop importants pour pouvoir !tre r~gl~s entre deux hommes. Je vo;~ ld
une ~volution relativement dangereuse : si les deux pays n'arrivent pas a sortir
assez rapidement et sans trop de mal de la crise. je crois qu'on aura des doutes
tres s~rieux sur la qualit~ de la coop~ration franco-allemande.
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- Gr-enzen des KeynesianiB11TUs

Les enseignants dluniversit~ se trouvent ä 1 I heure actue11e parmi ceux qui
ressentent le plus durement la crise, quoiqu'i1s soient tres s~uris~s lorsqu ' i1s
so~ au moins titulaires ; quant ä 1eur revenu, ils subissent 1a crise tres durement
parce que clest dans 1es effectifs de troisieme, de quatrieme. et maintenant avec 1a
r~forn~ du doctorat dans les effectifs de cinquieme et da sixierne ann~e que vient se
manifester le ch6mage qui nous est part;cu1ierement p~nible, ce ch6mage des dip16­
IT~S.

Face ä ces jeunes, on a 1'acqu;s de 1a theorie keyn~sienne ; 1a t~orie

keyn~s;enne, face ä la th~orie c1assique, a quand ~me 1 I avantage aussi de consti­
tuer un corps de connaissances ~conomiques qui ä 1'heure actue11e peut slexposer
pour un enseignant de fa~on assez c1a;re. 11 en d~cou1e aussi taute une s~rie d'ins­
truments po1itiques ; on peut aussi, ä 1lappui de la th~orie, se r~f~rer a l'his­
toire des 15 ou 20 dernieres ann~es ; et on a pu croire, j~squla ces dernieres
dnn~es, que toute conjoncture pouvait ~tre domin~e.

O~ je veux en venir. clest qula 1I heure actuelle. sans conteste. en France.
toute une r~flexion d'ordre ~conomique est tres s~rieusement ä 11~preuve et face i
un d~fi. Ce niest pas par hasard si Giscard d'Estaing a ete ~lu pr~sident dans des
conditions politiques qui norma1ement n'etaient pas favorables. Finalement. l'opi­
nion fran~aise 1'a amen~ ä sa position de responsabi1ite parce qu'e11e a vu en lui
un technicien de 11 economie, un Fran~ais qui devait connaftre les ~canismes eeono­
miques et dont on pouvait s'attendre que. face ä 1lorage qui se pr~parait, i1 pour­
'fait y repondre. 11 est done face ä un defi. Et ce defi, clest tout en ~me temps
celui de la politique qulon pourrait qualifier de r~formiste, clest aussi celui de
la theorisation economique debouchant sur une politique keyn~sienne de reprise. Ce
defi. 1'Allemagne sly trouve aussi eonfrontee dans 1a mesure ou la socia1-d~mocra­

tie fait un raisonnement. dans sa politique economique. qui est d'ordre keyn~sien.

On a voulu nous faire croire que notre crise actue11e etait dlordre conjonc­
turel. Je suis m~me frapp~ que beaucoup ici aient dit : dans 1e fond, la crise ac­
tue1le, clest le paral1elisme soudain de conjonctures ; donc un effet quantitatif ;
une multiplication de recessions ou une extension de la r~cession, ou une synchro­
nisation des cycles, tout d'un coup, nous ferait passer a 1'uti1isation. p1ut6t que
de recession, d'un terme de degre plus ~lev~, qui serait celui de crise. Mais nous
resterions finalement comme toujours dans un contexte qui devrait subir une thera­
peutique keynesienne.

Notre politique keyn~sienne de reprise peut jouer, mais a condition qulon
veu;lle toujours jouer le ~me jeu politique, et rester dans une probl~matique ou



104

joue la theorie keyn~sienne. Elle peut jouer a condition que 1'on fasse marcher les
moteurs de la consommation plus que de l'investissement. De cette consommation, on
a d{t : mais on ne peut pas amener un ~ne aboire s'i1 ne veut pas boire. Dans le

cas de 1a consommation. i1 faut qu'on prenne des mesures qui se r~ferent aux in~ga­

lit~s. 11 y a incontestablement une demande potentielle de la part des desh~rit~s.

desh~rites au domaine interieur et au domaine ext~rieur. Et je crois qu'a partir de
ce moment-la, on peut raisonner dans un cadre th~orique qui demeure keyn~sien. mais
qui impiique que 1es mesures ne soient plus sculement conjoncturelles : elles de­
viennent structurelles parce qul;l s'agit de modifier des rapports de r~partit;on,

des rapports de patrimoines. Clest pourquoi, en tant qu'enseignants, par la force
des choses. tout au moins en France. nous sommes obliges diabandonner les theories
de 1'~quilibre. les th~ories de la croissance. pour aller vers les th~ories des
structures et les theories des relations internationales. On a par1~ de l'interna­
tionalisation, mais on nla pas repris ce fait : clest dans un nouveau rapport d'a­
chats. de pouvoir, de richesses a 1'exterieur, que doit surgir cette fameuse de­
mande ext~rieure que nous attendons tous. C'est dans cette mutation des demandes ex­

terieures, qui implique des mutations v~ritables dans les in~galit~s sociales. que
pourra peut-~tre se re-d~clencher la mecanique keyn~sienne. Nous aboutirons de fait
a une politique qui aura un caractere socia1. Le SPD devrait ne pas en ~tre m~con­

tent, et nous aurions chez nous un r~formisme qlli pourrait peut-~tre survivre.

BACHY - ArbeitsLosigkeit : L~sungsm~gZichkeiten

- Wirtschaftspolitische AZternativen in

FrankPeich

- Gesellsahaftliche~ Rahmen der Konjunktu~­

politik

1. Un des problemes auxquels nous sommes confront~s en France comme en A11e­
magne, clest de savoir quelle est la capacite de l'economie, quelle est la capacite
du systeme de vivre avec un ch6mage tel qu'on le connaft actue11ement. En d'autres
termes, cela signifie : quelle est la limite au-dela de laquelle. dans nos pays, le
ch6mage niest plus po1itiquement tolerable? C1est extr~mement difficile, eviden~ent,

a prevoir et a deviner. Ceci ~tant, le risque est ree1, dans la mesure o~ il com­
porte des possibilit~s dlexplosions sociales. C'est bien pour cette raison que, en
ce qui concerne 1a France, on a essaye de developper des contre-feux. Et pour com­
mencer, a mettre en place des systemes d'indemnisation du ch6mage - a 1a fois ch6­

mage total et ch6mage partiel - qui permettent de rendre socialement tolerable le
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maintien. pendant de longues ann~es encore sans doute, d'un certain volant de ch6­
mage. A court terme, ce contre-feu peut ~tre efficace. A mon sens. ä moyen terme ou
a l~ng terme, i1 risque d'~chouer.

11 y a ~galement d'autres solutions qui ont ~t~ ~voqu~es. qui sont une meil­
leufe r~partition du travail, avec en particulier 1'abaissement de la dur~e du tra­
vail' et 1'abaissement de 1I!ge de la retraite. Seulement. dans 1'i~diat. le gou­
vernement s'est engag~ en trance sur ce terrain avec une extr~me prudenee et ne r~­

pond que tres incompletement aux demandes des organisations syndicales. Mais un pro­
cessus est engag~ auss; dans cette direetion.

Seulement le probleme est que. qu'il s'agisse d'indemnisation du eh6mage. de
couverture sociale du chomage, ou qu'il s'agisse de retraite ou de diminution de la
charge de travail ou de la dur~e du travail, cela eoOte eher. Et le finaneement est,
ä 1'heure actuelle. dirais-je. une contradietion interne. En effet, les eharges so­
ciales penalisent bien ~videmment beaucoup plus les industries de main-d'oeuvre ­
c'est-a-dire celles qu; sont le plus suseeptibles de cr~er demain des emplois dans
une perspective de reprise ~conomique - que les autres. Par consequent, ;1 y a une
espece de cercle vieieux 1ä eneore, ou de contradietion interne, qui fait que ee
sont les entreprises qui sont 1e plus susceptibles de creer des emplois qui se
trouvent en r~alite dans 1'incapacite ~conomique ou finaneiere de le faire.

Alors, i1 y a d'autres solutions. Une premiere solution qui a ete avancee.
est de financer tout ce qui est charges sociales ä partir de taxations. et notamment
de taxation des plus-values realisees par les entreprises. Mais cela implique que la
~ollectivite d'une fa~on gen~rale, ou les travailleurs dans 1'entreprise elle-meme.
~
puissent avoir des moyens de contröle beaucoup plus etendus que ceux dont ils dis-

posent actuellement sur la comptabilite et sur la gestion des entreprises. Et cette
perspective se situe evidemment dans une logique politiQue et un choix politique qui
nIest pas forc~ment celui que partage a 1'heure actuelle 1'immense majorit~ des
chefs d'entreprises en France, ni meme la majorite politique au gouvernement.

Une autre solution est d'aecroftre la part du budget de l'Etat dans le finan­
cement des charges sociales. Seulement, qui dit accroissement de la part du budget
de 1'Etat dit, lä aussi : qui paiera ? Et, par consequent la redefinition d'une po­
litique fiscale qui permette de repartir les charges d'une fa~on differente.

Je veux dire par lä qu'il existe actuellement en France une certaine eapacit~,

pour le systeme economique, ä gerer le chomage. Mais cette capacite, en realite, de­
place les problemes, elle ne les r~soud pas. C'est-ä-dire qulen realite elle pose
d'autres problemes (repartition des financements : qui ~aiera finalement ?), et ces
choix pose nt tres directement des problemes d'ordre politique et, je dirais ~.

debouchent ä la limite sur des problemes de choix de soei~t~.
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2. On pourrait faire une ~me reflexion en ce qui concerne la question sp~·

cifique du'ch6mage des jeunes auquel nous sommes. en France. tres sensibles. parce
que c'est vraiment la difficulte numero uno

11 est vrai que si les jeunes sont des ch6meurs actuellement en grand nombre.
c'est parce que les entreprises. dans une periode de non-expansion. n'embauchent
plus. Par consequent. ils sont les premiers touches. Et lorsque les entreprises ont
des difficultes. c'est-a-dire qu'elles licencient. les jeunes sontJaussi les pre­
miers qui sont touches. Et les deux causes se surajoutent. Mais il y a egalement
d'autres raisons plus fondamentales. Je ne pense pas que. sur ce plan. ~me l'abais­
sement de l'age de la retraite ou la diminution de la duree du travail suffisent ä
repondre a ces problemes. C'est qu'on s'aper~o;t en France que le taux de scolarisa­
tion. le niveau moyen de formation des jeunes. s'accrott d'annee en annee. du fait
d'une certaine democratisation partielle de l'appareil de formation. du fait tout
simplement de 1'elevation generale du niveau de culture ou de formation des gens.
encore qu'il reste sur ce plan d'~normes choses ä faire. Mais ma1gre tout. i1 y a
une tendance. et 1'on observe simultan~ment que la part des jeunes dans les emplois
non qualifies slaccrott parallelement. C'est-a-dire qu'au lieu que les jeunes bene­
ficient d'un eventail de choix professionnels plus ouvert. il y a en realite un re­
trecissement des choix professionnels. Et c'est tres frappant de voir comment les
jeunes actuellement posent le Rrobleme. non pas tellement de leur securite. de leur
avenir. au niveau "Trouvez-nous un debouche". mais posent en termes tres directs la
question du contenu de leur travail et de la nature des emplois qui leur sont
offerts.

3. Par consequent. je d;rais. pour ces deux raisons (comment equilibrer le
ch6mage et. deuxiemement, resoudre le probleme spec;fique des jeunes) : il y a en
France quantite de besoins soc;aux elementaires qu; ne sont pas encore satisfaits.
i1 y ades inegalites qui restent considerables. Je dirais que clest lä que se
trouvent les vraies solutions. C1est dans la satisfaction de ces besoins sociaux et
dans la correction de ces inegalites. Je veux dire par lä que le probleme niest pas
tel1ement de retrouver un certain taux de croissance. mais de savoir ce que 1Ion va
mettre dans cette croissance. et de d~finir un autre contenu ä cette croissance. Et
clest ä mon avis tout 1lobjet du debat qui existe ä 1'heure actuel1e en France.
Nutzinger disait ce matin qu'il y avait une alternative en France qui n'existait PdS

en Republique Federale. et il disait que c'etait lä une differencefondamentale
entre nos deux pays. Je crois que clest vrai. 11 existe en France effectivement une
alternative qui niest pas simplement un inflech;ssement ou des ajustements au sein
d'une ~me logique ou au sein d'un ~me systeme. mais qui est le passage d'un sys-
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teine ~conomique ä un autre. 11 faut bien en ~tre conscient. Evidemment, 1'enjeu est
co~sid~rable et on comprend que ce1a pose un certain nombre de problemes et sou1eve
un certain nombre d'interrogations, voire dlinqui~tudes, dans une partie de 1'opi­
nlon en France, et que parallelement ce1a mobilise et encourage une autre fraction
de,l 'opinion, ou de 1a population, en France.

4. Je voudrais, en conclusion, rejoindre sur un point une intervention qui a
~te faite tout a 1'heure, pour dire qu'un co110que comme ce1ui-ci, dans 1e fond, a
le merite de sou1igner un peu 1es 1imites d'un certain nombre de d~marches politi­
ques et de d~marches scientifiques qut ont ~t~ faites jusqu'a pr~sent. Je ne crois
pas qu'on pourra r~soudre 1es problemes uniquement par une concertation franco-a11e­
mande qui s'~tab1it dans Te secret des cabinets minist~riels entre un Chance1ier et
un Pr~sident de la R~publique. Je ne crois pas non plus qu'on pourra r~pondre ä un
certain nombre de problemes, qui sont des problemes fondamentaux et des problemes de
soci~t~, par de simples ajustements techniques et de simples mesures prises au ni­
veau de technocrate~ de ministeres. En r~a1it~, le vrai probleme se pose sur la de­
finition du moyen terme, c'est-ä-dire : qu'est-ce que nous voulons que nos deux pays
soiert ä moyenne ~ch~ance, dans cinq ans, dans dix ans? Comment les voyons-nous et
quels sont les objectifs que nous souhaitons satisfaire d1un c6t~ et de l'autre ?

Je dirais donc que, s'il devait y avoir un co11oque du meme type organis~

1'annee prochaine, c'est sur une r~flexion sur ce moyen terme qu li1 faudrait s'axer.
Jlajoute une seconde suggestion: il ne suffit pas de faire de l'~conomie en chambre

~ou de la politique en chambre, comme nous en avons fait ä l'occasion de ce colloque
- clest normal, clest 1a 10i du genre. Si on veut vraiment r~ussir et d~finir de
vraies solutions, je crois qu li1 faut tenir compte aussi des.moyens qu'il peut y
avoir de convaincre 1'opinion ; tenir compte des forces socia1es r~e1les qui
existent sur le terrain dans chacun des pays en question. Et c'est aussi ä une ana­
lyse plus pr~cise de 1'~tat actue1 de ces forces sociales et de 1a fa~on dont e11es
s'articu1ent, dont e1les s'opposent ou jouent les unes contre les autres, ou 1es
unes avec les autres. qu'un colloque du meme type pourrait ~galement slattacher.

NUTZINGER - Konftiktfähigkeit

- M~gtichkeit der Kri8enbek~fung

- Handlungsspielraum der Regierungen

Ich würde die lösung der strukturellen Probleme genau in derselben Richtung
suchen, wie Herr Bachy es eben angedeutet hat, in einer Beseitigun9 sozialer Un-
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gleichheiten, und zwar nicht nur im Bereich der Einkommen und Vermögen, sondern eben
auch im Bereich der Beteiligung an machtpolitischen Entscheidungen auf der Ebene der
Arbeitswelt. Ich glaube, das sind Gebiete, in denen wir die Lösung der strukturellen
Probleme zu suchen haben. In dieser Hinsicht kann· ich nur unterstreichen, was Herr
Bachy-gesagt hat.

Nur, das sind langfristige Maßnahmen, und Wirtschaftspolitiker und ökonomi­
sche Theoretiker sind gleichermaßen aufgerufen, auch die konkreten Probleme zu lösen
und nicht auf den Sankt-Nimmerleinstag zu verweisen. Deswegen sehe ich mich äußerst
ungern und irrigerweise als Bakkalaureus apostrophiert, der sich hämisch daneben
stellt und sich freut. wie es die Politiker falsch machen. Die Rolle des Bakkalau­
reus ist nicht die, die dem ökonomen ansteht, denn den ökonomen geht es im Moment
genauso wie den Politikern. Wir können zwar sagen, welche Probleme wir haben, und
wir kön.nen auch bestimmte Dinge sagen, die man nicht tun darf. Aber die ganze
Schwierigkeit besteht darin, daß wir im Moment keine Rezepte anbieten können. Wir
können nur auf bestimmte Tendenzen hinweisen.

Ein Punkt. der mehrfach kritisiert wurde an unseren beiden Referaten, war.
daß wir auf die Frage des Handlungsspielraums und auf das soziale Konfliktpotential
nicht eingegangen sind. Ich kann noch einmal die drei zentralen Gedanken heraus­
arbeiten. die ich habe:

Erstens: die Konfliktfähigkeit unserer beiden Gesellschaften - aber speziell
rede ich für Deutschland - ist größer, als wir im letzten Jahr vermutet haben. Wir
haben uns mit Sachen abgefunden, die vor einem Jahr einfach undenkbar waren.

Der zweite Punkt ist aber eine andere Erfahrung: die Möglichkeiten der Kri­
senbekämpfung sind begrenzter, als wir geglaubt haben. Ich habe das versucht, am
Beispiel des Widerspruchs zwischen Wirtschaftskrise und Finanzkrise aufzuzeigen und
am Beispiel der Grenzen, die einer keynesianischen Politik gesetzt sind. Daß ich
das in ökonomischen Terms ausgedrückt habe, ist natürlich kein Widerspruch dazu,
daß es sich dabei um wesentliche gesellschaftliche Fragen handelt.

Ich möchte schließlich speziell auf die Frage des Handlungsspielraums der
beiden Regierungen kommen. Da ist in der Diskussion schon richtig gesagt worden,
dieser Handlungsspielraum wird zunächst mehr intern bestimmt. Die politische Wil­
lensbildung vollzieht sich im Moment noch mehr durch die Verbände und Organisatio­
nen, die Presse usw. im jeweils eigenen Land. Der Handlungsspielraum der beiden Re­
gierungen wird zunächst einmal in den jeweiligen Ländern prädeterminiert. und er
ist aus den erwähnten Gründen. die sich aus der Krisenbekämpfung selbst ergeben,
sehr eng. Eine weitere Grenze der Kooperation zwischen Deutschland und Frankreich
sehe ich darin, daß ein weiterer wichtiger Partner, nämlich die USA. einfach durch
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die Masse dessen, was er auf den Weltmarkt wirft, an positiven wie negativen Ein­
flü1ien eben doch sehr stark ist. Für Deutschland kommt hinzu, daß die USA in der
ersten Hälfte dieses Jahres eine Rezessionspolitik betrieben, und sie erst vor etwa
zwei Monaten umgestellt haben. Zur Frage des Handlungsspielraums wUrde ich also sa­
gen 1 der Handlungsspielraum ist ebenfalls kleiner, als wir gedacht haben. sowohl
national als auch international.


